
INTERVIEW: Situation am Ernst-
Abbe-Gymnasium
Vorgestern wurde die von uns angemeldete Demonstration unter dem Motto
„Jugend gegen Rassismus“, welche zusammen mit Schüler_Innen des Ernst-
Abbe-Gymnasiums organisiert  wurde,  durch die Berliner Polizei  verboten.
Neben der allgemeinen Zunahme von Rassismus in unserer Gesellschaft, an
Schulen und in der Politik war der Protest ebenso eine Reaktion auf das
gewalttätige Ausschreiten einer Lehrkraft gegenüber eines Schülers, der ei-
ne palästinensische Flagge hochhielt. Ein ausführliches Statement zu dem
Verbot wird von unserer Seite aus in den nächsten Tagen folgen. Wir haben
jedoch schon ein Interview mit einem Schüler führen können, welcher in den
Prozess des Organisierens eingebunden war. Wir hoffen euch damit einen
Einblick in den derzeitigen Schulalltag auf der Ernst-Abbe und in die Gefühle
der Schüler_Innen nach dieser Enttäuschung geben zu können.

„Wie ist die Situation gerade an der Schule?”
„Wenn  man  mit  Kufiya  rumläuft,  wird  man  von  den  Lehrern  komisch
angeschaut. Wenn man nachfragt, ob man das tragen darf, wird erzählt, dass
das Tragen von politischen Symbolen verboten wäre und in der Schule nichts
zu suchen hat. Laut der Senatorin ist das Tragen von politischen Symbolen
verboten.

Meiner Meinung nach sollten wir tragen, können was wir wollen. Wir sind
fast den ganzen Tag in der Schule und dürfen keine politischen Symbole
tragen. Wozu haben wir den Politik- und Geschichtsunterricht? Warum wird
uns  z.B  erzählt,  dass  wir  in  Deutschland  eine  Demokratie  haben  und
Meinungsfreiheit in Deutschland erlaubt ist. Die Lehrer sind zurückhaltend
und wollen die ganze Sache einfach vergessen, als wäre nichts.”

„Was stört dich an der Diskussion gerade am meisten?”
„Am meisten stört mich, dass die Lehrer nichts davon erzählen was gerade
los ist in der Welt. Einige Lehrer sind so sehr Pro-Israel, dass man es ihnen
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anerkennt. Und dann sagen die auch immer, dass sie neutral sind. Einige
Lehrer sind aber nett und stehen hinter uns. Einige tun mir leid weil alle
Lehrer in einen Sack geworfen werden. Am meisten nervt mich auch das
wegen des Lehrers, der den Schüler geschlagen hat, nichts gemacht wird. Er
hat eine Anzeige bekommen, aber das ist meiner Meinung nach viel zu wenig
für so ein Verhalten!”

„Wie findest du es das die Demo verboten wurde?”
„Unsere  Meinungsfreiheit  wurde  zerstört!  Warum  dürfen  Schüler  ihre
Meinung  nicht  äußern?  In  welcher  Welt  leben  wir?  Wir  sind  doch  eine
Demokratie? In welcher Welt leben wir das und unser RECHT genommen
wird und einfach in die Tonne geschmissen, als wäre nichts passiert. Was ich
auch Scheiße  finde,  ist,  dass  alles  direkt  mit  der  Hamas in  Verbindung
gesetzt wird.”

Schreibt uns an wenn ihr ähnliche Erfahrungen an euren Schulen gemacht
habt! Wir bieten euch an mit uns über die aktuellen Geschehnisse und eure
Erfahrungen mit Gewalt, Rassismus und Repressionen zu reden. Lasst uns
zusammen gegen den Rechtsruck und für ein Leben frei von Unterdrückung
kämpfen!

Gegen die rassistische Repression!
Es zeigt sich dass die Stimmung auf der Schule durch die Repressionen des
Berliner Senats bedrückt und durch die Verbote der Polizei aufgeheizt ist.
Die Schüler_Innen sind wütend dass ihnen die Möglichkeit ihre Meinung auf
die  Straße zu tragen genommen wurde.  Wir  sehen wie die  AfD in allen
Bundesländern in Wahlen und Wahlprognosen an Stimmen gewinnt. Neben-
bei rücken alle Parteien weiter nach Rechts, wir sehen diese Entwicklung an
der Zunahme der rassistischen Hetzte der CDU und der von der gesamten
Ampelregierung getragenen Asylrechtsverschärfung. Schüler_Innen können



sich  nicht  offen  gegen  den  Rassismus  an  ihren  Schulen  und  in  der
Gesellschaft aussprechen, geschweige denn die massiven Angriffe auf Gaza
durch  israelischen  Staat  verurteilen.  Lasst  uns  dafür  kämpfen  das  zu
ermöglichen!

Daher fordern wir:

unabhängige Antidiskriminierungsstellen an Schulen und Weg mit
dem Verbot der Kufiya!

Keine Konsequenzen für den Schüler! Aufarbeitung des Vorfalls an
der Schule und Suspendierung des Lehrers!

Nein zu allen Formen der Kriminalisierung von Palästina-Solidarität!
Für das Recht von Unterdrückten, sich gegen ihre Unterdrücker zu
organisieren!

Schüler  schlagen  für  Israel:
Antimuslimischer Rassismus am
aufflammen
von Flo Weitling, Oktober 2023

Montag, 9.10., Berlin-Neukölln: Ein Schüler läuft über den Schulhof und hebt
in  einer  Menge von Menschen eine  palästinensische  Flagge in  die  Luft.
Gleich darauf rennt ein Lehrer ihm hasserfüllt hinterher und schlägt ihm ins
Gesicht. Dieser ganze Vorfall wurde von Mitschüler_Innen aufgenommen und
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ging anschließend viral.  Antimuslimischer Rassismus wächst  in Berlin,  in
Deutschland und in der ganzen „westlichen“ Welt seit der Eskalation des
Nahost-Konflikts erneut rapide an.

Angesichts  des  israelischen  Angriffs  und  einer  Situation  in  welcher  der
Widerstand und die gesamte palästinensische Nation dämonisiert wird, gilt
es  für  Revolutionär_Innen  sich  klar  auf  der  Seite  der  Unterdrückten  zu
stellen.  So  notwendig  eine  linke  Kritik  an  der  Hamas  als  reaktionärer,
islamistischer, antisemitischer Kraft ist, so wichtig ist es auch, ihrer medialen
Dämonisierung  entgegenzutreten.  Es  ist  zionistische  und  westliche
Kriegspropaganda,  die  Hamas  und  deren  Agieren  in  Gaza  mit  dem
Islamischen Staat gleichzusetzen. Die Hamas ist  weder eine faschistische
Kraft noch hat sie in Gaza ein „faschistisches“ Regime errichtet.

Das ändert nichts an ihrem zutiefst reaktionären Charakter. Natürlich haben
ihre Führungen und Funktionär_Innen die Verwaltung des Mangels unter
ihrer Regie auch zur Bereicherung benutzt. Das unterscheidet sie aber nicht
von anderen klerikalen und nationalistischen „Regimen“.

Die Hamas ging natürlich auch repressiv gegen die eigene Bevölkerung vor –
aber sie gestattete auch andere Gruppierungen des Widerstandes auf ihrer
rechten wie linken (PFLP, DFLP) Seite.

Mit  der  Dämonisierung der  Hamas  soll  aber  vor  allem ein  barbarischer
Angriffskrieg – des Tötens bis zum letzten Mann! – und massive Repression in
Ländern  wie  Deutschland  legitimiert  werden.  Erstens  werden  dabei  alle
Kämpfenden, alle Palästinenser_Innen, die auch nur ihre Stimme erheben,
pauschal zu „Hamas“ oder „Hamas-Unterstützer_Innen“ erklärt. Die Existenz
der  palästinensischen  Linken  wird  somit  in  großen  Teilen  komplett
geleugnet.  Nachdem  alle  Kämpfer_Innen  Hamas  sind,  werden  alle  auch
gleich zu Dschihadist:innen und „Terrorist_Innen“ im Stile des Islamischen
Staates verklärt. Der nationale Befreiungskampf wird so zu einem religiösen
uminterpretiert.

Eine  erste  Aufgabe  von  Antiimperialist_Innen  in  Deutschland  und  allen
westlichen Ländern besteht angesichts der konzertierten Hetze darin, sich



dieser  imperialistischen  Ideologie  und  Verkehrung  der  Umstände
entgegenzustellen.

Nein zur rassistischen Repression!
Der aktive Ausdruck der deutschen Unterstützung Israels zeigt sich neben
den  Waffenlieferungen  prägnant  z.B.  auf  der  Sonnenallee  und  dem
Hermannplatz in Berlin. Hier werden Palästinenser_Innen, Antizionistische
Jüd_Innen, Araber_Innen welche eine Kufiya tragen oder einfach migrantisch
gelesene  Kinder  von  einem  massiven  Polizeiaufgebot  schikaniert,  brutal
angegangen und willkürlich verhaftet. Das Polizeiaufgebot in migrantischen
Vierteln gleicht in der letzten Woche einem Polizeistaat.

Auch in der Bildung, in Schulen, dem Ort, wo unsere zukünftige Gesellschaft
geformt wird, setzt die Bildungssenatorin von Berlin mit dem Verbot der
Kufiya einen zutiefst rassistischen Ausdruck der “Solidarität mit Israel” um.
Es werden ebenso Palästina-Flaggen sowie jeglicher Ausdruck von Sympathie
mit dem palästinensischen Befreiungskampf verboten. Diese Unterdrückung
der Meinungsfreiheit, Selbstbestimmung über Kleidung und des politischen
Ausdrucks darf nicht hingenommen werden. Diese unter der Verklärung des
gesamten  palästinensischen  Befreiungskampfes  als  “Islamismus”  oder
“Terrorismus” entstanden Repressionen gilt es scharf zu kritisieren und zu
bekämpfen.

Die Kufiya stellt  nämlich entgegen der populären Propaganda von Staat,
Springer-Presse  und  Co.  kein  „Bluttuch  der  Judenvernichtung“  oder
Ausdruck der Sympathie mit der Hamas dar. Sie signalisiert nicht einmal
zwangsläufig  eine  Unterstützung  des  palästinensischen  Befreiungskampf,
obwohl sie mit diesem symbolisch natürlich tief verbunden ist. Dennoch ist
sie  aber  ebenso  ein  Zeichen  der  kurdischen  Befreiungsbewegung  und
schlichtweg  im  Allgemeinen  mit  der  arabischen  Kultur  verbunden.  Das
herunterbrechen  auf  die  Bedeutung  der  Kufiya  für  die  palästinensische
Nation bzw. spezifischer die automatische Assoziierung mit der Reaktionären
Hamas entspringt einem grundlegend rassistischen Charakter und Verschärft
das erneute aufflammen des antimuslimischen Rassismus in Deutschland. Die
Kufiya ist aber dennoch eine Symbolik der Unterdrückten und sollte als diese



von Revolutionär_Innen hochgehalten und verteidigt werden!

Ebenso hervorzuheben ist dass die Rufe nach Abschiebung der „Barbaren“,
welche im Zuge der Palästina-solidarischen Proteste laut werden dem sich
immer weiter nach Rechts bewegenden bürgerlichen Staat gut in die Karten
spielen. Mit der Verschärfung der Asylpolitik im Zuge des GEAS zeigte nun
auch zuletzt die Ampelregierung, wie ihre Ausrichtung der Migrationspolitik
aussieht. Nancy Faeser und Lars Klingbeil äußerten diese Forderung nach
Abschiebung von „Israelfeindlichen Hetzern“ ja selbst in den letzten Tagen.

Die Repressionen die der deutsche Staat nun hochfährt dienen also dem
Zweck der Einschüchterung, damit sich nicht gegen die Staatsräson gewährt
wird,  aber  auch  vor  allem der  Herabsetzung  von  Muslim_Innen  um ihr
Abschiebe-Regime  ideologisch  zu  rechtfertigen  und  künftig  aggressiver
durchzusetzen  zu  können.

Die  Repression  gegen  die  Unterstützung  des  palästinensischen
Befreiungskampfes  ist  nichts  Neues.  Schon  seit  Jahren  finden  sich
palästinensische  Organisationen  auf  den  „Terrorlisten“  der  EU  und
Deutschlands,  sehen  sie  sich  konfrontiert  damit  das  ihre  Organisationen
verboten  und  ihre  demokratischen  Rechte  –  wie  das  Recht  auf  freie
Meinungsäußerung, auf Versammlungs- und Organisationsfreiheit – massiv
eingeschränkt sind. Das äußert sich nun verstärkt, z.B. indem die Berliner
Polizei jegliche Versammlung mit Palästina-Bezug bis zum 20.10. ersatzlos
verboten hat. Darüber hinaus werden jegliche Parolen des Befreiungskampfs
als antisemitisch gebrandmarkt und kriminalisiert, genauso so perfide wie
dass  die  palästinensische  Flagge  als  Grundlage  gilt  Versammlungen
aufzulösen.

In  der  Ausweitung  der  Repress ion  sol l  nun  auch  gegen  das
Gefangenennetzwerk  Samidoun  ein  Vereinsverbot  durch  das
Innenministerium verhängt  werden.  So ist  es  möglich,  dass  jede weitere
organisatorisch-politische Tätigkeit unter Strafe gestellt wird.



Und  die  deutsche  Linke  und
Arbeiter_Innenbewegung?
Bis  auf  recht  wenige  internationalistische  und  antiimperialistische
Gruppierungen  ergreift  die  deutsche  Linke  und  bürokratisch  geführte
Arbeiter_Innenbewegung,  wenn auch  wenig  verwunderlich,  die  Seite  des
Unterdrückers.  Wie  SPD  und  Linkspartei  st immen  auch  die
Gewerkschaftsspitzen in den Chor der Israelsolidarität ein und unterstützen
das  laufende  und  kommende  Massaker  an  den  Palästinenser_Innen.  Der
Aushebelung  demokratischer  Rechte,  Demonstrationsverboten  und  der
Bespitzelung durch die Geheimdienste stimmen sie entweder zu oder hüllen
sich in vornehmes Schweigen oder Relativierungen von Unterdrückten und
Unterdrückenden.

Doch auch ihnen und den Herrschenden ist bewusst, dass die proisraelische
Stimmung  nicht  ewig  anhalten  wird.  Denn  in  den  kommenden  Wochen
werden trotz medialer Entstellung auch immer mehr Horrorbilder über die
Auswirkung der israelischen Bombardements in Gaza auftauchen.

Wir  müssen  uns  schon  heute  für  einen  Stimmungsumschwung  der
Arbeiter_Innenklasse  einsetzten,  um  für  eine  breite,  auch  von  der
Arbeiter_Innenbewegung unterstützte Solidaritätsbewegung mit Palästina zu
kämpfen!

Dafür gilt es, gegen den Strom von Hetze und Diffamierung anzukämpfen!
Wir  unterstützen  alle  Aktionen  und  Kampagnen  der  linken  und
antiimperialistischen  Kräfte,  gemeinsam und  koordiniert  dagegen  Protest
und Widerstand zu organisieren.

Nein zu allen Formen der Kriminalisierung von Palästina-Solidarität!
Für das Recht von Unterdrückten, sich gegen ihre Unterdrücker zu
organisieren!
Für unabhängige Antidiskriminierungsstellen an Schulen und Weg
mit dem Verbot der  Kufiya!
Kampf dem Rechtsruck – für eine antirassistische Einheitsfront!



Für  ein  freies,  multiethnisches  und säkulares  Palästina!  Für  eine
demokratische Föderation sozialistischer Staaten im Nahen Osten!

Von  der  Förderschule  in  die
Behindertenwerkstatt:  Schluss
mit  Unterdrückung  und
Ausbeutung!
Von Erik Likedeeler, Oktober 2023

Dass sich die AfD für das Weiterführen von Förderschulen ausspricht, ist kein
Geheimnis:  Erst  diesen  Sommer  behauptete  Björn  Höcke,  die  schulische
Inklusion  sei  ein  Ideologieprojekt,  von  dem  das  Bildungssystem  befreit
werden müsse. Damit verfolgt seine Partei natürlich Kapitalinteressen, denn
der  Weg  von  der  Förderschule  in  die  Behindertenwerkstatt  ist  eine
profitbringende  Einbahnstraße.

In Zeiten der Krise und Sparmaßnahmen gehören behinderte Menschen zu
den  ersten,  die  die  Kürzungen  des  Sozial- ,  Gesundheits-  und
Bildungsbereichs  zu  spüren  bekommen.  Gegen  die  Unterdrückung  und
Entrechtung Behinderter  vorzugehen ist  daher grundlegender Bestandteil
des Klassenkampfes!

Teilhabe ohne Mindestlohn?
In Deutschland gibt es aktuell fast 800 Werkstätten für Behinderte, in denen
ca.  320.000  Menschen  arbeiten.  Die  Tätigkeiten,  die  diese  Betriebe
ausführen, reichen von der Landwirtschaft über das Zusammenschrauben
von Autoteilen bis hin zur Wäscherei.  Welche Aufgaben sie übernehmen,
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dürfen sich die Arbeiter_Innen in den meisten Fällen nicht selbst aussuchen.

Behindertenwerkstätten verfolgen zwei  offizielle  Ziele.  Ihr verpflichtender
gesetzlicher  Auftrag  ist  es,  dafür  zu  sorgen,  dass  die  Beschäftigten  den
Übergang vom zweiten Arbeitsmarkt auf den ersten Arbeitsmarkt schaffen –
also von der Werkstatt in einen regulären Betrieb.

Doch  diesen  Sprung  schaffen  im  Laufe  ihres  Lebens  nur  ca.  1%  aller
Mitarbeitenden. An dieser geringen Zahl zeigt sich, dass die Werkstätten
ihrem Auftrag nicht nachkommen und eine echte Förderung nicht stattfindet.

Das  liegt  vorrangig  an  dem zweiten  Ziel  der  Werkstätten:  Sie  arbeiten
gewinnorientiert;  jährlich erzielen sie  einen Umsatz von ca.  8 Milliarden
Euro. Das tun sie natürlich nicht, um den Mitarbeitenden einen anständigen
Lohn zu ermöglichen, oder um ihnen „das Gefühl zu geben, dass sie sinnvolle
Arbeit machen“, wie es so oft behauptet wird.

Wie in jedem Unternehmen schöpfen die Werkstattbetreiber_Innen den Profit
ab – und die haben kein Interesse daran, ihre nützlichsten Arbeiter_Innen zu
verlieren.  Das  ist  auch  der  Grund,  warum die  Betreiber_Innen  so  gern
behaupten, dass der Lohn für die Arbeit nicht vorrangig Geld sei, sondern
„Teilhabe“.

Arbeitskampf ohne Arbeitsvertrag
Die angemessene Belohnung für 35-40 Stunden Arbeit pro Woche soll es also
sein,  überhaupt  arbeiten zu  dürfen und für  Kapitalist_Innen Gewinne zu
erzielen. Aber was hat es mit Teilhabe zu tun, vom Großteil der Gesellschaft
abgespalten zu arbeiten und von einem Hungerlohn zu leben? Mit einem
Stundenlohn von 1-2€ kommt bis zum Ende des Monats nur ein sogenanntes
„Taschengeld“ von ca. 180-200€ zusammen.

In  Behindertenwerkstätten  Arbeitskämpfe  auszufechten,  gestaltet  sich
schwierig. Denn als richtige Arbeitnehmende gelten die Arbeiter_Innen nicht
–  sie  befinden  sich  lediglich  in  einem  „Beschäftigungsverhältnis“.  Statt
Arbeitsverträgen gibt es nur „Werkstattverträge“.



Weder gibt es das Recht auf die Mitgliedschaft in einer Gewerkschaft oder
das Durchführen von Streiks, noch bestehen Möglichkeiten für Tariflöhne
oder das Gründen von Betriebsräten. Durch die gezielte Abgrenzung vom
Rest der Arbeitswelt wird jede politische Organisierung erschwert.

Keine Ausbildung für Jugendliche
Wie  bereits  in  der  Einleitung  erwähnt,  betrifft  die  behindertenfeindliche
Ausrichtung  des  Arbeitsmarktes  bereits  Jugendliche.  Ca.  330.000
Schüler_Innen in Deutschland besuchen eine Förderschule. Dass der Weg in
die Werkstatt schon von Beginn an als Einbahnstraße gedacht ist, zeigt sich
daran, dass Förderschulklassen oft keine Berufsmessen besuchen, sondern
Werkstattmessen.  Häufig  absolvieren Förderschulen ihre  Betriebspraktika
nicht auf dem ersten Arbeitsmarkt, sondern in einer Werkstatt.

Wenn Schüler_Innen durch  Förderschulen  oder  andere  Umstände in  das
Werkstattsystem  hineingedrückt  werden,  durchlaufen  sie  als
Einsteiger_Innen  zunächst  ein  dreimonatiges  Eingangsverfahren.  Im
Anschluss wechseln sie in den Berufsbildungsbereich, wo sie bis zu zwei
Jahre bleiben, bevor sie in den normalen Arbeitsbereich gelangen. Das klingt
zwar erst  einmal  nach einer  Art  Ausbildung,  allerdings hat  diese keinen
anerkannten Abschluss zur Folge.

Es gibt keinerlei Unterstützung oder Maßnahmen, die das Ziel hätten, die
Einsteiger_Innen in eine reguläre Berufsausbildung hineinzuhelfen, und vom
Berufsschulunterricht sind sie ebenfalls ausgeschlossen. In den ersten zwei
Jahren gibt es mit ca. 120€ noch weniger „Taschengeld“ als im regulären
Arbeitsbereich.

Ausgleichsleistung statt Inklusion
Man muss kein Genie sein, um sich zusammenzureimen, dass Konzerne kein
Interesse  daran  haben  können,  behinderte  Menschen  einzustellen.  Denn
dann  müssten  sie  diesen  womöglich  ein  richtiges  Gehalt  zahlen,  ihre
Gebäude barrierefrei  ausbauen lassen,  oder  Zeit  in  die  Förderung eines
inklusiven  Arbeitsumfelds  investieren.  Zwar  gibt  es  die  Möglichkeit,  für



solche Anpassungen Geld vom Staat zu beantragen, doch das Verfahren ist
zu kompliziert und bürokratisch, um ein überzeugender Anreiz zu sein. Nicht
einmal 1000 Inklusionsbetriebe gibt es aktuell in Deutschland.

Des Weiteren gibt es ein Gesetz, welches Unternehmen dazu verpflichtet,
schwerbehinderte Menschen einzustellen. Allerdings muss ein Unternehmen
nur  140€  Ausgleichsleistung  zahlen,  um sich  dort  herauszuwinden.  Und
selbst  diese  Ausgleichszahlung  kann  noch  umgangen  werden,  indem
Unternehmen  Behindertenwerkstätten  als  Dienstleister  beauftragen.  So
können sie von der Überausbeutung behinderter Menschen profitieren, ohne
ihnen den Mindestlohn bezahlen zu müssen oder sich auch nur für eine
Sekunde mit dem Thema Inklusion auseinanderzusetzen.

Kein „Safe Space“ vom Kapitalismus
Die Existenz von Behindertenwerkstätten wird oft damit gerechtfertigt, dass
sie „sichere Räume“ für Behinderte bieten. Auch gegen die Einführung des
Mindestlohns wird zum Teil  damit argumentiert,  dass dieser dazu führen
könnte,  dass  damit  der  besondere  „Schutz“  der  behinderten  Menschen
wegfallen  könnte  –  so  als  könnte  nur  Überausbeutung  den  Schutz  vor
Diskriminierung rechtfertigen.

Tatsächlich ist es so, dass manche Arbeiter_Innen in den Werkstätten Angst
davor haben, auf dem ersten Arbeitsmarkt nicht bestehen zu können. In den
Werkstätten gibt es tendenziell weniger Leistungsdruck und es kann offener
kommuniziert werden, wenn man mal eine Pause braucht.

Dass  manche  behinderte  Menschen  auf  dem  ersten  Arbeitsmarkt  keine
Chance haben,  liegt  aber nicht  an persönlichen Defiziten.  Die Angst  vor
Ausgrenzung  und  Mobbing  ist  berechtigt.  Die  Unterdrückung  von
Behinderten, auch Ableismus genannt, erzeugt eine weitere Spaltungslinie
innerhalb  der  Arbeiter_Innenklasse,  welche  deren  Organisierung
entgegenwirkt.

Außerdem gehört es in der kapitalistischen Arbeitswelt dazu, sich bis an den
Rand des Zusammenbruchs kaputt zu schuften. Löhne sind gerade einmal so



hoch, dass sie dazu reichen, die eigene Arbeitskraft wiederherzustellen und
am nächsten Tag wieder auf der Matte zu stehen. Auch der Urlaub ist so
knapp bemessen, dass er für die meisten Menschen gerade ausreicht, um
nicht zusammenzubrechen. Den Mehrwert, der bei dieser Arbeit produziert
wird, schöpfen Kapitalist_Innen ab.

Diversere Ausbeutung? Nein danke!
Natürlich  gibt  es  immer  Menschen,  die  dabei  unter  die  Räder  geraten.
Behinderung ist keine individuelle Angelegenheit, denn viele Behinderungen
entstehen  direkt  aus  der  kapitalistischen  Ausbeutung  heraus,  welche
gefährliche  Arbeitsplätze,  ein  unzureichendes  Gesundheitssystem  und
Hunger mit sich bringt. Nicht nur körperlich und geistig Behinderte arbeiten
in den Werkstätten, sondern auch Menschen, mit psychischen Krankheiten,
oder  solche,  denen  der  erste  Arbeitsmarkt  die  Diagnose  „Burn-out“
verschafft  hat.

Der erste Arbeitsmarkt ist also ein zuverlässiger Lieferant für den zweiten
Arbeitsmarkt.  Es  ist  der  massive  Leistungsdruck,  der  dafür  sorgt,  dass
Menschen bei der Lohnarbeit bis an die Grenzen der Belastbarkeit gehen
müssen.  Daraus  die  Notwendigkeit  der  Behindertenwerkstätten als  „Safe
Space“ abzuleiten, spielt den Kapitalist_Innen in die Hände und kann keine
fortschrittliche Lösung für das Problem sein.

Doch die gesellschaftliche Spaltung kann auch nicht aufgehoben werden,
indem wir uns lediglich bei ein paar Konzernen für Rollstuhlrampen ein paar
mehr Pausen einsetzen. Statt für eine inklusivere und diversere Ausbeutung
müssen  wir  für  eine  Welt  kämpfen,  in  der  jegliche  Ausbeutung  der
Vergangenheit  angehört.  Erst  dann kann die  Kategorie  der  Behinderung
überhaupt aufhören, so relevant zu sein, wie sie es momentan ist.

Um dieses Ziel zu erreichen, fordern wir:

Für die Gründung von Gewerkschaften für Behindertenwerkstätten,
um  einen  Lohn  zu  erkämpfen,  von  dem  man  auch  leben  kann!
Überwachung der Löhne und Arbeitsbedingungen in Betrieben und



der Pflege durch Komitees der Betroffenen und Organisationen der
Arbeiter_Innenklasse!
Für  den  Ausbau  von  Sozial-,  Gesundheits-  und  Bildungswesen,
bezahlt  durch  die  Besteuerung  der  Reichen.  Bessere
Arbeitsbedingungen für pflegende Angehörige, um die Überarbeitung
und  das  damit  verbundene  Leid  der  zu  Betreuenden  und  deren
Familien zu verhindern.
Eine Schule für alle! Schluss mit dem mehrgliedrigen Schulsystem
und der daraus entstehenden Abschottung behinderter Kinder und
Jugendlicher. Für den Zugang zu Ausbildungsplätzen und Praktika in
allen Betrieben!
Schluss  mit  Ausgrenzung und Mobbing!  Umfassende  Information,
Aufklärung und Sensibilisierung zum Thema Behinderung an Schulen
und in Betrieben. Für das Recht von Behinderten, Caucusse in jeder
Organisation der Arbeiter_Innenklasse zu gründen.

Warum  wir  Schüler_Innen  die
Streiks  der  Lehrer_Innen
unterstützen!
Revolution Zeitung September 2023

Mit einem Geräuschpegel von 90 Dezibel für eine Klassenarbeit zu lernen, ist
schon daheim schwer, wenn sich jemand im gleichen Raum föhnt. Aber bei
diesem  dauerhaften  Geräuschpegel  im  Unterricht  wird  es  dann  völlig
unmöglich. Die Klassen sind massiv überfüllt mit sehr häufig mehr als 30
Schüler_Innen. Dies werden dann auch nur von einer Lehrkraft betreut und
sie muss sich um alle Probleme während des Unterrichts kümmern, während
Unterrichtsinhalte vielfach auf der Strecke bleiben. Das stellt eine massive
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Belastung für die Lehrer_Innen und uns Schüler_Innen dar.

Ebenfalls erlaubt dies keine faire Bewertung, wenn, wie man es vielleicht
selber noch kennt, die Lehrkräfte nach einem halben Jahr immer noch nicht
einmal  alle  Namen  kennen  und  dies  das  Würfeln  der  Noten  nur  noch
verschärft. Eine Methode für eine „fairere“ oder zumindest vergleichbarere
Bewertung  wäre  eine  größere  Menge  an  schriftlichen  Abgaben.  Diese
würden jedoch die Lehrkräfte nur noch weiter belasten und eine individuelle
Förderung noch schwieriger gestalten. Eine individuelle Förderung basiert
auf  den  Stärken,  Schwächen  und  Interessen  und  ist  aktuell  so  gut  wie
unmöglich,  da  wenige  Lehrkräfte  die  Möglichkeit  haben,  so  einen
Mehraufwand zu leisten.  Das ist  ein strukturelles Problem vor Allem für
Schüler_Innen mit größeren Förderbedarf!

Aber was hat das jetzt mit den Streiks zu tun?
Die Lehrkräfte haben im Gegensatz zu uns Schüler_Innen eine Organisation,
welche sie vor ihrem Vorgesetzten (= die Bundesländer) geeint repräsentiert
und  Forderungen  erhebt:  die  Gewerkschaften.  Gegenüber  den
Bundesländern  bestehen  die  Streiks  als  Möglichkeit,  Druck  aufzubauen.
Doch gerade bei Lehrer_Innen gibt es da Probleme: Zum Beispiel, dass die
Streikenden  ihrem Ziel,  eine  gute  Bildung  uns  Schüler_Innen  zu  bieten,
damit auch teilweise entgegenwirken. Dazu ist ein Streik von Lehrer_Innen
nicht mit so viel Druck verbunden wie bei Angestellten in Unternehmen, da
dies  einen  deutlich  direkteren  finanziellen  Druck  aufbaut,  wenn  die
Produktion stillsteht. Dies macht es umso wichtiger, dass wir Schüler_Innen
die Streiks und das Tarifvorhaben unterstützen, weil  die Herstellung von
öffentlichem Druck eine größere Rolle spielt.

Das  Tarifvorhaben (TV-L)  richtet  sich  jedoch  nicht  ausschließlich  an  die
Lehrer_Innen,  sondern  an  alle  im  Öffentlichen  Dienst,  die  bei  den
Bundesländern  angestellt  sind.  Dabei  sind  sehr  viele  Arbeiter_Innen  aus
unterschiedlichen Tätigkeitsbereichen mitbetroffen, wie Erzieher_Innen, bei
denen Kita in der Hand des Landes sind, auch reguläre Beamte und aber
leider auch Polizei, die eigentlich Feinde der Arbeiter_Innenbewegung sind.
Insgesamt  sind  also  neben  der  Lehrer_Innengewerkschaft  GEW



(Gewerkschaft  Erziehung und Wissenschaften)  noch ver.di,  IG BAU, DBB
(Deutscher Beamtenbund) und die GdP (Gewerkschaft der Polizei) mit von
der Partie.

Diese müssen sich zuvor noch auf einen Forderungskatalog einigen, was den
Prozess noch komplizierter  macht.  Hierbei  müssen die  Lehrkräfte  darauf
drängen,  dass  auch  eine  Entlastung  durch  Verkleinerung  der  Klassen
gefordert  wird.  Der TV-L hat  jedoch einen Unterschied zu dem Letztens
abgeschlossen  Tarifverträgen:  Dieser  ist  nämlich  zwischen  Bund  und
Kommunen und den bei ihnen Angestellten. Diese Unterteilung von Bund und
Kommunen auf der einen, Bundesland auf der anderen Seite schwächt die
Position der Angestellten, da sie nicht geeint auftreten.

Wie können wir da mitsprechen?
Wir  Schüler_Innen  haben  nur  eine  Repräsentat ion  über  die
Schulsprecher_Innen.  Diese  haben  jedoch  keine  tatsächlichen
Machtbefugnisse. Sie sind ebenfalls nicht ein politisches Gremium, was die
Interessen der Schüler_Innen tiefergehend vertritt. Denn es besteht keine
jederzeitige Wähl- und Abwählbarkeit und die Schulsprecher_Innen bewegen
sich meist nur im „offiziellen“ Rahmen, weniger in Aktionen und Aufklärung
an  der  Schule.  Ebenfal ls  ist  die  Vorstel lung  der  Schule  und
Schüler_Innenvertretung  als  etwas  Unpolitisches  problematisch,  da
sch lussendl ich  d ie  Be l iebtes ten  der  K lasse  oder  der  GSV
(Gesamtschüler_Innenvertretung)  gewählt  werden.  Weiterhin  ist  eine
Transparenz  des  Gremiums  der  GSV  nicht  wirklich  die  Norm.

Um für einen Tarifvertrag zu kämpfen, welcher die Ziele der Lehrer_Innen
und dem entsprechend auch teilweise der Schüler_Innen erfüllt, braucht es
eine organisierte Bildungsbewegung, welche für unsere Interessen kämpft
und dabei nicht davon zurückscheut, auch radikale Forderungen aufzustellen
und  ein  anderes  Bildungssystem  vorzuschlagen.  Ebenfalls  sollten  wir
versuchen, als Schüler_Innen gemeinsam mit unseren Lehrer_Innen für eine
Gerechtere Bildung zu kämpfen und Solidarität aufzubauen, da nicht nur sie
von  der  Misere  des  aktuellen  Bildungssystems  betroffen  sind.  Wir  als
Schüler_Innen sollten versuchen, auch zu einer Schüler_Innengewerkschaft



zu  kommen,  welche  unsere  Forderungen  vertritt  und  für  diese  kämpft.
Hierbei kann es helfen, die bestehenden Schüler_Innenvertretungen als eine
Plattform zu  nutzen,  um eine  Perspektive  in  die  Schüler_Innenschaft  zu
tragen.  Aber  wir  müssen  auch  unabhängig  Druck  aufbauen!  Deswegen
versucht, euch mit anderen Schüler_Innen zu vernetzen und unabhängige
Schüler_Innen-Komitees  aufzubauen,  welche sich  an Bildungsprotesttagen
und Streiktagen der Lehrer_Innen beteiligt und das Perspektiven gegen die
Bildungskrise in die Schüler_Innenschaft trägt.

Dabei sollten wir auch die Frage der Macht über die Bildung stellen. Diese ist
nämlich in eindeutiger Hand der Bundesländer und damit dem bürgerlichen
Staat, also einem Organ, für das nicht an erste Stelle das Interesse an einer
möglichst  guten  Bildung  für  alle  basierend  auf  ihren  Interessen  steht,
sondern  das  ihres  Machterhalts .  Dementsprechend  würden
Unterrichtsinhalte, welche das Machtsystem in der BRD infrage stellt, nicht
zugelassen  werden.  Vielleicht  lernen  wir  dann  irgendwann  im
selbstbestimmten Politik-Unterricht mal etwas über den Kapitalismus und
wie eine Welt nach ihm aussehen könnte!

Rechte  Parolen  an  der  Schule:
Was  wir  als  Schüler_Innen
dagegen tun können
Von Sani Meier, September 2023, Revolution Zeitung September 2023

Hitlergrüße  auf  dem  Schulhof,  Nazi-Parolen  und  Beleidigungen  gegen
migrantisierte  Mitschüler_Innen.  All  das  ist  laut  den  Aussagen  von  zwei
Lehrkräften Alltag an einer  Schule  im brandenburgischen Buch.  Um auf
diese  und  weitere  rechtsextreme  Vorfälle  aufmerksam  zu  machen,
veröffentlichten sie diese im April in einem offenen Brief und hofften auf
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Unterstützung im Kampf gegen rechte Gewalt an Schulen. Passiert ist das
Gegenteil: Kolleg_Innen grüßen sie nicht mehr, Sticker mit ihren Gesichtern
und der Aufschrift „Verpisst euch nach Berlin“ kleben im ganzen Ort, auf
Instagram  wird  zur  Jagd  auf  die  beiden  aufgerufen  und  das  Schulamt
verbietet ihnen, über interne Details der Schule zu sprechen. Letztendlich
haben sich die beiden Lehrkräfte an andere Schulen versetzen lassen.

Das Problem ist klar: Schüler_Innen äußern rechtsextreme Aussagen, doch
die  Schule  schaut  weg.  Wenn sich  einzelne  Lehrer_Innen dagegen stark
machen, werden sie alleine gelassen und müssen aus Angst sogar die Schule
verlassen. Kolleg_Innen befürchten, selbst angefeindet zu werden, die Schule
bangt um ihren Ruf und mit den Schüler_Innen, die sich dagegen stellen,
redet sowieso niemand. Dieses Muster ist kein reines Problem Brandenburgs,
sondern  zeigt  sich  in  ganz  Deutschland,  wie  aus  zahlreichen
Solidarisierungsschreiben  anderer  Lehrkräfte  aus  dem  Bundesgebiet
hervorgeht.

Rechtsruck & Jugendliche
So schockierend diese Vorfälle sind, so sind sie in Zeiten des internationalen
Rechtsrucks  doch  nicht  überraschend.  Während  die  AfD  ihr  absolutes
Umfragehoch erreicht, zum ersten Mal einen Landrat stellt und bürgerliche
Parteien wie die CDU einfach mit nach rechts gehen, um diese Wähler_Innen
zurück zu holen, schafft es die Ampelregierung nicht, ein Sozialprogramm
gegen die Auswirkungen der Krise auf den Weg zu bringen und beteiligt sich
an  menschenverachtenden  Asylrechtsreformen.  Diese  Entwicklungen  und
den Frust der betroffenen Menschen bekommen wir alle zu spüren, ob beim
Abendessen mit unseren Eltern, in den Medien oder auf dem Schulhof. Auch
wir Jugendliche schauen derzeit in eine eher düstere Zukunft: Wir sollen
unbezahlte Praktika und soziale Pflichtjahre leisten, wissen nicht ob wir uns
nach der Schule noch eine eigene Wohnung leisten können und sind schon
jetzt mit den verheerenden Konsequenzen des Klimawandels konfrontiert,
gegen den die  Regierung nichts  unternimmt.  Da es  darauf  aktuell  keine
stabile linke Antwort zu geben scheint, ist es also nicht verwunderlich, dass
die AfD und andere rechte Kräfte es schaffen,  mit  ihren verkürzten und



simpel  erscheinenden  Forderungen  auch  Jugendliche  abzuholen.  Das
Resultat  davon sehen wir  dann logischerweise  auch an  Schulen  als  den
Orten, an denen wir uns täglich aufhalten und sozial verankert sind.

Warum gerade an der Schule aktiv werden?
Und  gerade  deshalb  dürfen  wir  den  Rechten  nicht  unsere  Schulen
überlassen!  Wir  verbringen  mindestens  9-10  Jahre  unseres  Lebens  hier,
legen  Prüfungen  ab,  die  für  unser  weiteres  Leben  entscheidend  sind,
sammeln  Erfahrungen,  lernen  und treffen  unsere  Freund_Innen.  Deshalb
muss die Schule ein Ort sein, an dem alle Schüler_Innen sicher sind und
diskriminierende Aussagen nicht toleriert werden. Doch wie können wir das
erreichen? Erst  einmal  ist  es  wichtig,  dass wir  uns nicht  mehr erzählen
lassen, die Schule sei ein unpolitischer Ort. Dieses Argument wird vor allem
seit den Fridays For Future-Streiks gerne benutzt, um politischen Aktivismus
an  der  Schule  zu  verhindern.  Tatsächlich  ist  aber  so  ziemlich  alles  an
unseren Schulen politisch, von den Inhalten, die wir lernen, über die Größe
unserer Klassen, bis hin zur Frage des Streikrechts von Schüler_Innen. Und
eine  Sache  haben  all  diese  Fragen  gemeinsam:  Wir  haben  dabei  nicht
mitzureden. Um uns optimal auf unsere Ausbeutung auf dem kapitalistischen
Arbeitsmarkt vorzubereiten, sollen wir möglichst brav und folgsam sein, der
Prüfungsstress gewöhnt uns schonmal an den Leistungsdruck im Beruf, wir
hinterfragen  die  Anweisungen  unserer  Lehrer_Innen  nicht  und  haben
meistens keine Ahnung, wie wir daran etwas ändern können. Quasi perfekte
Arbeitskräfte. Die Schule stützt damit also die herrschenden Verhältnisse,
denn wenn ich mich neutral verhalte, akzeptiere ich die Welt so, wie sie
aktuell ist. Schlimmer noch: Ich überlasse denen das Feld, die nicht neutral
sind – aktuell  also der AfD und anderen rechten Kräften.  Deshalb ist  es
wichtig,  dass wir politische Räume in der Schule schaffen,  in denen wir
gegen Diskriminierung und für unsere Mitbestimmung kämpfen. Sowas kann
zum Beispiel  in Form von Schüler_Innenkomitees erreicht werden. Damit
könnt  ihr  eine  erste  Anlaufstelle  für  eure  Mitschüler_Innen  sein,  die
diskriminierendes Verhalten erlebt oder beobachtet haben. In Ergänzung zu
den Schüler_Innenvertretungen seid ihr hier unabhängig und habt die volle
Freiheit über die Aktionen, die ihr organisieren wollt. Alle Mitglieder der



Komitees können also demokratisch entscheiden, was als nächstes zu tun ist:
Infoflyer,  Diskussionsveranstaltungen,  Kunstaktionen,  Kundgebungen  oder
Besetzungen sind nur einige Beispiele. Um an eurer Schule möglichst viele
Mitschüler_Innen auf Probleme aufmerksam zu machen, habt ihr das Recht,
gemeinsam mit eurer SV eine Vollversammlung einzuberufen. Hierfür muss
der  Unterricht  unterbrochen  werden  und  allen  Schüler_Innen  muss  es
ermöglicht werden, an dieser teilzunehmen. Fordert auch eure Freund_Innen
an anderen Schulen auf, eurem Beispiel zu folgen, um euch zu vernetzen und
schulübergreifende Aktionen zu organisieren.

Schüler_Innen  und  Lehrer_Innen  gemeinsam
in die Offensive!
Unter Rassismus, Sexismus und fehlender Mitbestimmung leiden aber nicht
nur  wir  Schüler_Innen,  sondern,  wie  wir  gesehen  haben,  auch  unsere
Lehrkräfte. Deshalb müssen wir sie in unsere Aktionen miteinbeziehen und
uns mit ihnen solidarisieren, wenn sie auf Missstände aufmerksam machen.
Gemeinsam müssen wir die Kontrolle über die Lehrpläne einfordern, um über
die Fragen zu sprechen, die uns wichtig sind, bevor es die Rechten tun. Wir
müssen im Politikunterricht über kapitalistische Ausbeutung, Imperialismus,
Kolonialismus und das Massensterben im Mittelmeer sprechen, um nicht auf
die  menschenverachtende  Hetze  gegen Geflüchtete  hereinzufallen.  Unser
Geschichtsunterricht muss aufzeigen, warum eine Auseinandersetzung mit
der  Shoa  auch  heute  noch  relevant  ist  und  der  Biologieunterricht  muss
zeitgemäß und an unserer Lebensrealität orientiert sein. Um all diese Dinge
behandeln  und  lernen  zu  können,  braucht  es  Zeit  zum Diskutieren  und
Fragen stellen und deshalb auch kleinere Klassen, in denen jede_r Schüler_In
den Raum dazu hat. Kleinere Klassen bedeuten mehr Lehrkräfte und mehr
Geld für Schulen. Für die Interessen unserer Lehrer_Innen einstehen, heißt
also letztendlich auch, für unsere Interessen als Schüler_Innen einzustehen.
Wir müssen den Kampf im öffentlichen Dienst  –  also Streikaktionen und
Demos – mit Schüler_Innenkontingenten unterstützen, um eine massenhafte
und kämpferische Bildungsbewegung aufzubauen.
Wir müssen Vernetzungs-  und Aktionsstrukturen mit  den Gewerkschaften
und  anderen  gesellschaftlichen  Gruppen  (bsp.  Arbeitsloseninitiativen,



Migrant_Innenorganisationen,  Sozialforen,  Antifa-Gruppen  usw.)  und
antirassistischen  Bewegungen  auf  der  Straße  aufbauen.  Die
Schüler_Innenbewegung  kann  nur  im  gemeinsamen  Kampf  mit  anderen
Unterdrückten  erfolgreich  sein  gegen  Rassismus,  Sexismus  und
Kapitalismus.

SCHULE MUSS ANDERS! ABER
WIE?  Warum  das
Bildungssystem  in  einer
fundamentalen Krise steckt und
was wir dagegen tun können
Von Marvin Schutt, September 2023, Revolution Zeitung September 2023

Nach 10 Stunden Frontalunterricht mit mindestens 25 Schüler_Innen in einer
Klasse  kommen wir  nach Hause und möchten uns  einfach nur  noch die
Bettdecke über den Kopf ziehen und raus aus dieser Scheiße. Nachdem von
den  Französisch-Vokabeln,  den  Anaphern  im  Goethe-Gedicht  und  der
mathematischen  Integralgleichung kaum noch  was  hängen geblieben  ist,
scheint  wenigstens  eins  klar  zu  sein:  Dieses  Bildungssystem ist  genauso
marode wie das Schulgebäude, in dem es durch die Decke tropft und in der
Umkleidekabine schimmelt.

Leistungsterror  als  Antwort  auf
Unterfinanzierung
Obwohl  Bildungsstreikbewegungen,  Jugendorganisationen  und
Gewerkschaften schon seit über 10 Jahren davon reden, scheint es nun auch
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bei der sogenannten Allgemeinheit angekommen zu sein, dass neben Unis
und  Kitas  vor  allem auch  unsere  Schulen  in  einer  fundamentalen  Krise
stecken.  Von  FAZ  bis  taz  verdrückt  die  bürgerliche  Presse  eine  dicke
Krokodilsträne  nach  der  anderen  darüber,  dass  immer  neue
Vergleichsarbeiten bestätigen, dass es den Schüler_Innen an elementaren
Grundfähigkeiten wie Rechnen, Lesen und Schreiben mangelt. Kein Wunder,
denn  die  PISA-Studie  hat  bestätigt,  was  wir  schon  lange  wussten:
Bildungserfolg hängt in Deutschland vor allem vom Einkommen der Eltern
ab. Und das in Deutschland in sogar noch stärkerem Maße als in Mexiko,
Ungarn  oder  Polen.  Aber  anstatt  das  Problem  der  massiven
Unterfinanzierung  unserer  Schulen  anzugehen,  wird  uns  Schüler_Innen
eingeredet, wir würden uns halt einfach nicht genug anstrengen und seinen
demnach auch  selber  schuld,  wenn wir  den  ganzen  Tag  nur  am Handy
hängen. Aber nachdem nun auch die bürgerliche Presse auf die Probleme in
den  schul ischen  Leistungen  hingewiesen  hat ,  mussten  die
Landesregierungen handeln.  Anstatt  eines Investitionspakets  Bildung,  der
Einstellung  neuer  Lehrkräfte  und  der  Bereitstellung  von  kostenloser
Nachhilfe  hat  man  sich  gedacht:  „Wenn  die  Schüler_Innen  zu  faul  zum
Lernen sind, müssen wir halt den Druck und die Vergleichbarkeit erhöhen.“.
Praktisch bedeutet  das für uns eine schärfere Selektion im 3-gliederigen
Schulsystem, die Erhöhung der Anzahl von Prüfungen und eine Verkürzung
der Regelschulzeit von 13 auf 12 Jahre im Rahmen des sogenannten „G8“-
Abis. Corona hat diesem Prozess noch das Sahnehäubchen aufgesetzt. Der
durch die Lockdowns verpasste Lernstoff, soll jetzt einfach noch zusätzlich
drauf-gepackt werden. Dieser künstlich erzeugte Leistungsdruck geht auf
unsere (mentale) Gesundheit, so ist die Anzahl derer von uns, die sich in
psychotherapeutischer Behandlung befinden, in den letzten 10 Jahren um
mehr als das Doppelte angestiegen.

Mit Privatisierung gegen die Bildungskrise?
Obwohl die klassisch neoliberale Antwort „Der Markt wird’s schon lösen“
bereits in der Corona-Pandemie, der Klimakrise, der Wohnungskrise und der
Inflationskrise nicht funktioniert hat, wird sie nun auch in der Bildungskrise
versucht,  indem auf die „unternehmerische Initiative des freien Marktes“



gesetzt wird. Praktisch heißt das: Privatisierung statt stabiler öffentlicher
Ausfinanzierung. Eine Öffnung unserer Schulen für den freien Markt findet
heute insbesondere unter den Vorzeichen der „Digitalisierung“ statt. Klingt
ja erstmal eigentlich ganz gut, denn während der Corona-Pandemie haben
wir gemerkt, dass weder unsere 60 Jahre alte Mathelehrer_In, noch unsere
60  Jahre  alte  Technik  für  das  Homeschooling  bereit  waren.  Doch  unter
Digitalisierung versteht der Staat keine flächendeckenden Investitionen in
eine  opensource-basierte  digitale  Infrastruktur  unserer  Schulen,  sondern
eine  Öffnung  des  öffentlichen  Sektor  für  die  Privatwirtschaft.  Über
Sponsoringverträge mit Softwarekonzernen kann eine Schule ein nagelneues
Computerkabinett oder eine Schulcloud bekommen, wenn sie sich nur dazu
verpflichtet,  das Konzernlogo gut sichtbar aufzuhängen und alle weiteren
Update- und Softwarepakete von derselben Firma zu erwerben. Wenn sich
Schulen weigern, geht’s halt weiter mit dem Mathe-Buch, mit den Bildern,
auf denen die coolen Kids aus den 90ern Spaß beim Lernen haben. Doch
auch  die  Schulbücher  werden  nicht  vom  Staat  kostenlos  bereitgestellt,
natürlich  müssen  wir  dafür  zahlen.  Für  die  meisten  Familien,  die  unter
inflationsbedingtem Reallohnverlust leiden, ist jedoch am Monatsende kaum
noch Geld für Schulbücher da. Zu den Schulbüchern kommen dann auch
noch die ganzen anderen privatisierten Kosten für Kunstmaterial, Sportzeug,
Klassenfahrten, Mensaessen, Arbeitsmaterial  usw. Hinzu kommt, dass wir
auch  mit  dem  ganzen  neu  gekauften  Kram  nicht  lernen  können,  denn
entweder  gibt  es  nicht  genügend  Räume  für  alle  Klassen  oder  die
Klassenräume sind so ekelhaft, dass man lieber raus gehen würde für den
Unterricht.  Bei  speziellen  Fachräumen  mit  besonderem  Equipment  zum
Beispiel für Chemie, Physik, Informatik, Musik und Kunst sieht die Lage noch
schlimmer aus. Sportunterricht kann teilweise nicht stattfinden, weil es im
Winter  keine  beheizten  Hallen  gibt.  Ein  Grund  für  den  massiven
Unterrichtsausfall  ist  also  auch  der  Mangel  an  Räumen.  Auch  wenn
Unterrichtsausfall erst einmal immer nach mehr Spaß und Freizeit klingt,
heißt  das  im  Umkehrschluss,  dass  diese  ausgefallene  Unterrichtszeit
privatisiert wird, indem sie nach Hause verlagert wird. Eigentlich praktisch,
denn  da  muss  der  Staat  weder  Wasser,oder  Heizung,  noch  Miete  oder
Personal bezahlen. Meistens passiert das durch die Berge von Hausaufgaben,
die eigentlich nur ins Private verlagerte Unterrichtszeit darstellen. Dasselbe



gilt  für  „Online-Unterricht“,  der  uns  dann  auch  als  Schulung  digitaler
Kompetenzen schmackhaft gemacht werden soll.

Angriffe  auf  die  Arbeitsbedingungen  von
Lehrkräften
Nicht  nur  aus  uns  Schüler_Innen  wird  versucht,  alles  Verwertbare
auszupressen,  auch  aus  unseren  Lehrer_Innen.  Diese  sollen  bei
gleichbleibendem  Lohn  nun  immer  mehr  Schüler_Innen  in  einer  Klasse
unterrichten  und  immer  mehr  zusätzliche  Aufgaben  wie  Inklusion,
Digitalisierung,  Berufsorientierung  und  Verwaltung  übernehmen.  Kein
Wunder,  dass  laut  einer  Studie der  Bildungsgewerkschaft  GEW über ein
Drittel unserer Lehrer_Innen im Laufe ihrer Berufslaufbahn ein Burnout oder
Anzeichen dafür entwickeln.  Immer weniger Menschen wollen diesen Job
machen,  sodass  es  in  den  letzten  10  Jahren  bis  zu  14  Prozent  weniger
Lehramtsstudiumsabsolvent_Innen  gibt.  Für  uns  wird  das  am  massiven
Unterrichtsausfall deutlich und daran, dass das Wort „Vertretungsunterricht“
aus  dem Stundenplan  in  die  Geschichtsbücher  geflüchtet  ist.  Prognosen
nehmen  an,  dass  aktuell  bis  zu  100  000  Lehrkräfte  fehlen.  Für  unsere
Lehrer_Innen heißt  das,  dass  sie  die  Arbeit  von den fehlenden 100 000
Lehrkräften  zusätzlich  tragen  müssen  und  das  natürlich  bei  gleicher
Bezahlung.

Die  Gründe  dafür  sind  vielfältig.  Neben  der  Verschlechterung  der
Arbeitsbedingungen  für  Lehrkräfte  spielt  auch  die  Demographie  eine
wichtige  Rolle:  So  gehen  aktuell  die  geburtenstarken  Jahrgänge  der
sogenannten  „Babyboomer“  in  Rente,  während  die  geburtenschwachen
„Millennials“  jetzt  in  das  Berufsleben  eintreten  und  zahlenmäßig  nicht
ausreichen,  um  die  Pensionierungswelle  der  Boomer  auszugleichen.
Hinzukommt, dass die jetzt eingeschulten Jahrgänge wieder angewachsen
sind,  durch stärkere Geburtenraten und Migration aus  u.a.  der  Ukraine.
Während  die  Bildungsstreikbewegung  und  die  GEW  diese  Entwicklung
bereits Anfang der 2000ender Jahre prognostiziert haben, haben Land und
Bund  das  Problem  systematisch  kleingerechnet  und  als  „unnötige
Panikmache“ abgetan. Das ist nun nicht mehr so leicht möglich. So hat die



s t ä n d i g e  w i s s e n s c h a f t l i c h e  K o m m i s s i o n  ( S W P )  d e r
Kultusminister_Innenkonferenz  (kurz  KMK,  hier  treffen  sich  die
Verantwortlichen  für  Bildung  und  Kultur  aller  Länder)  ein  Papier
veröffentlicht, dass bestätigt, dass es einen massiven Lehrkräftemangel in
Deutschland gibt. Man könnte jetzt denken, dass die Landesregierungen sich
nun Maßnahmen überlegen, wie man wieder an mehr Lehrkräfte kommt, um
uns Schüler_Innen unser verfassungsmäßig verbrieftes Recht auf Bildung zu
gewähren. Doch die dafür nötigen 100 Milliarden werden für die Bundeswehr
gebraucht, also hat die KMK Vorschläge erarbeitet, nicht wie unsere Schulen
an mehr Lehrer_Innen kommen (denn das kostet Geld), sondern wie sie mit
weniger  Lehrer_Innen  besser  zurecht  kommen  können.  Die  dort
vorgeschlagenen Maßnahmen sind eine dicke Schelle ins Gesicht von uns
allen: die Klassengröße soll erhöht werden, pensionierte Lehrer_Innen sollen
aus dem Ruhestand zurückgeholt werden, die Pflichtzahl an wöchentlichen
Unterrichtsstunden für  Lehrkräfte  soll  erhöht  werden und durch  Online-
Unterricht  soll  eine  Lehrkraft  gleich  mehrere  Klassen  gleichzeitig
unterrichten können. Und das ist keine dunkle Fantasie einer dystopischen
Hölle: In NRW, Baden-Württemberg und Sachsen-Anhalt wurden Teile davon
sogar schon umgesetzt. In Berlin wird derweil laut darüber nachgedacht,
angeblich  weniger  wichtige  Fächer  wie  Geschichte,  Politik,  Ethik,  Sport,
Musik und Kunst einzukürzen.

Kapitalistische Bildung als Krisenursache
Doch wie konnte es überhaupt so weit kommen? Der Grund ist nicht die
Inkompetenz  der  zuständigen  Bildungspolitiker_Innen,  sondern  die
kapitalistische Produktionsweise selbst. Die Kapitalist_Innen stecken darin in
der  widersprüchlichen  Situation,  dass  sie  einerseits  unsere  Bildung
ausweiten  und  gleichzeitig  begrenzen  müssen.

Durch den kapitalistischen Wettbewerb weitet sich die technische Basis der
Produktion ständig aus und erneuert sich. Ist auch logisch, denn wenn das
eine Kühlschrankunternehmen anfängt durch den Einsatz von AI (künstliche
Intelligenz) Kosten einzusparen und die Kühlschränke günstiger verkaufen
kann,  muss  das  andere  Konkurrenz-Kühlschrankunternehmen  nachziehen



und auch AI benutzen, sonst wird es auf dem Markt eingehen. Das heißt aber
auch, dass die Unternehmen ständig gebildetere Arbeitskräfte brauchen, die
mit diesen technischen Neuerungen umgehen können. Dieser Trend wird in
den  imperialistischen  Ländern  dadurch  verstärkt,  dass  immer  mehr
arbeitsintensive Produktion ins Ausland verlagert wird, während die meiste
sogenannte  „Kopfarbeit“  hier  geleistet  wird.  Auch  dafür  müssen  die
Arbeitskräfte ein gewisses Bildungsniveau haben. Hinzu kommt, dass durch
den  immer  verstärkteren  Einsatz  von  Technologie  die  Mehrwertrate  der
Unternehmen schrumpft,  denn die Basis ihres Profits ist die menschliche
Arbeitskraft, deren Preis (Lohn) sie drücken können, während die Priese für
Technik,  Maschinen,  Gebäude  etc.  (konstantes  Kapital)  feststehen.  Der
immer  kleiner  werdende  Anteil  von  menschlicher  Arbeitskraft  in  der
Produktion muss deshalb produktiver Arbeiten, um dieselbe Mehrwertrate zu
erzielen. Also muss den Arbeitskräften über Bildung vermittelt werden, wie
sie produktiver Arbeiten.

Auf der inhaltlichen Ebene hat das Kapital natürlich kein Interesse daran,
dass alle Schüler_Innen so schlau werden, dass sie analysieren können, dass
diese  Produktionsweise  nicht  in  ihrem Interesse  ist,  sodass  sie  dagegen
aufbegehren könnten. Die Kapitalist_Innen versucht deshalb mal mehr mal
weniger offensiv, die Inhalte des Bildungssystems zu kontrollieren und nach
ihren  Interessen  auszurichten.  Entweder  direkt,  indem  sie  den
überarbeiteten  Lehrer_Innen  kostenlose,  schön  aufbereitete
Unterrichtsmaterialien  zur  Verfügung  stellen  oder  indirekter  über  ihre
Thinktanks (zum Beispiel die Bertelsmannstiftung oder die „Initiative Neue
Soziale Marktwirtschaft“) oder Lobbyarbeit bei den Landesregierungen. Auf
der ökonomischen Ebene verursacht Bildung jedoch auch enorme Kosten für
das Kapital, was es gerne einsparen möchte. Das liegt daran, dass Bildung
direkt in die Reproduktionskosten der Ware Arbeitskraft einfließt und damit
ihren  Wert,  ausgedrückt  im  Lohn,  erhöht.  Die  Reproduktionskosten  der
Arbeitskraft sind das, was der_die Arbeiter_In braucht, um am nächsten Tag
wieder  in  der  Kühlschrankfabrik  auf  der  Matte  auf  der  zu  stehen.  Also
Nahrung,  Erholung,  Miete  aber  eben  auch  Bildung,  um  die  AI  in  der
Kühlschrankfabrik zu bedienen. Um seine_Ihre Profite nicht zu schmälern
versucht der_die Kapitalist_In immer so wenig Lohn wie möglich zu zahlen,



also zahlt er_sie nur das, was die_der Arbeiter_In unmittelbar für seine_Ihre
Reproduktion der Arbeitskraft braucht. Doch dazu zählt auch die Bildung
(deshalb werden zB. auch Tätigkeiten mit längerer Ausbildungsdauer wie
Arztberufe, Lehrer_Innenberufe oder Anwält_Innen besser bezahlt, weil also
ihre Reproduktionskosten höher sind). Das Kapital versucht also die Kosten
für die Bildung so gering wie möglich zu halten.

In dieser widersprüchlichen Situation (das Kapital muss Bildung ausweiten
aber gleichzeitig die Kosten senken) kommt der bürgerliche Staat ins Spiel.
Er  taucht  immer  dann  auf,  wenn  die  egoistischen  Interessen  der
Einzelkapitale  drohen,  den  Kapitalismus  insgesamt  ins  Grab  zu  bringen.
Damit also nicht alle Einzelkapitale die Kosten für Bildung auf 0 drücken und
die kapitalistische Produktion dann nicht mehr gewährleistet werden könnte,
muss der Staat einspringen und ein Minimum an Bildung gewährleisten und
finanzieren.  Dabei  versucht  er  die  Kosten  dessen  weitestgehend auf  die
Arbeiter_Innenklasse  über  die  Verbrauchersteuer  oder  Privatisierung
auszulagern.  Ebenso  schlichtet  er  zwischen  den  widersprüchlichen
Einzelinteressen  der  Kapitale,  denn  Edeka  hat  aufgrund  seiner
Produktionsbedingungen andere Anforderungen an seiner Arbeiter_Innen als
VW oder die AI-gestützte Kühlschrankproduktion. Der Staat versucht hier
durch  mehr  „allgemeine  Berufsorientierung“  im  Unterricht  einen
Kompromiss zu finden. Doch so wie der Kapitalismus immer wieder in Krisen
gerät, tut es auch sein staatliches Bildungssystem. So kommt es in Phasen
ökonomischen Aufschwungs immer wieder zu größeren Investitionen und
einer Öffnung des Schulsystems für untere Schichten und in Krisenzeiten
(wie  aktuell  auch)  zu  Kürzungen  und  einer  Herausdrängung  von
Arbeiter_Innenkindern und Migrant_Innen. Organisiert wird dies über das 3-
Gliedrige  Schulsystem aus  Hauptschule,  Realschule  und  Gymnasium (die
Bezeichnungen variieren von Land zu Land), dass durch scharfe Selektion
gewährleistet, dass jede_r nur so viel Bildung bekommt, wie für seinen_Ihren
späteren Platz in der Arbeitswelt nur unbedingt nötig ist. Somit produziert 
die  Schule  zwar  keine  Klassenspaltung  (das  macht  die  kapitalistische
Produktionsweise  selbst),  sie  reproduziert  diese  aber.  So  bleiben
Arbeiter_Innenkinder  auf  der  Hauptschule,  weil  ihre  Eltern  zwischen  2
befristeten  30-Stunden  Jobs  es  nicht  schaffen,  ihren  Kindern  bei  den



Hausaufgaben  zu  helfen  oder  sie  auch  nicht  dieselbe  Muttersprache
sprechen. Die Reichen schicken ihre Kinder in der Zeit auf Privatschulen und
-unis, wo sie dann durchgeboxt werden, um einmal reich zu erben.

Lasst uns unsere Schulen zurückholen!
Dass  wir  in  einer  tiefen  Bildungskrise  stecken,  müssen  wir  nicht  mehr
diskutieren, das sieht mittlerweile auch die FDP ein. Offen bleibt nur, wer die
Kosten  dieser  Krise  zahlen  soll.  Sind  es  wir  Schüler_Innen  durch  mehr
Leistungsterror, größere Klassen und schärfere Selektion oder sind es die
Regierungen und das Kapital, die tiefer in die Tasche greifen müssen, um
Geld  für  unsere  Bildung  locker  zu  machen.  Ersteres  zu  verhindern  und
Zweiteres zu erkämpfen,  stellt  den zentralen Kampf dar,  den wir  führen
müssen. Krise heißt ebenso wie beim Klima oder der Wirtschaft auch immer
Potenzial für eine Bewegung dagegen.

Einen Ansatzpunkt dafür bietet der Aktionstag von „Schule muss anders“
(SMA) am 23.9.! Wir unterstützen die Hauptforderungen der Initiative nach
1.  kleineren  Klassen,  2.  mehr  Investitionen  in  die  Bildung,  3.
multiprofessionellen  Unterrichtsteams  und  4.  einer  unabhängigen
Beschwerdestelle gegen Diskriminierung zu 100 Prozent und schließen uns
mit  allen  unseren  Ortsgruppen  der  Aktion  an.  Doch  gehen  uns  diese
Forderungen noch nicht weit genug. Um die Dynamik des Aktionstages zu
nutzen  und  weitere  Schritte  im  Aufbau  einer  bundesweiten
Bildungsbewegung zu gehen, müssen wir die 4 Forderungen von SMA in
unseren  Schulen  diskutieren  und  erweitern.  Wir  brauchen  dafür
Vollversammlungen der gesamten Schüler_Innenschaft und Komitees an den
einzelnen Schulen, die weitere Forderungen erarbeiten. Indem wir unsere
Forderungen auf Schilder schreiben, auf dem Protesttag lautstrak vertreten
und vor allem in die Schule durch kleinere Aktionen und Versammlungen
hineintragen,  können  wir  verhindern,  dass  wir  auf  ewig  ignoriert  und
totgeschwiegen werden. Beispiele für sinnvolle Forderungen in Ergänzung zu
SMA könnten die Folgenden sein:

Kostenloses  und  ökologisches  Mensaessen!  Selbstverwaltete



Speisepläne von uns Schüler_Innen!
Bildung  eines  Kontrollausschusses  aus  Schüler_Innen,  Eltern  und
Lehrer_Innen, der eine Maximalgrenze für Hausaufgaben festlegt!
Gegen jede Einflussnahme und Präsenz der Bundeswehr an unseren
Schulen!
Für  die  Möglichkeit,  den  Namen  und  Geschlechtseintrag  in  der
Schule  einfach  und  unbürokratisch  zu  ändern!  Schluss  mit
Deadnames  auf  der  Klassenarbeit!
Von Schüler_Innen selbstorganisierte Freiräume, die in den Pausen
für alle frei zugänglich sind, an jeder Schule!
Für  eine  flächendeckende  Modernisierung  und  energetische
Sanierung aller Schulgebäude sowie ihrer Heizungs-,  Wasser- und
Belüftungssysteme. Bezahlt werden soll das von denen, die vom Krieg
und den steigenden Energiepreisen profitieren!
Für  eine  demokratische  Kontrolle  des  Lehrplans  durch
Schüler_Innen,  Eltern,  Lehrer_Innen  und  Organisationen  der
Arbeiter_Innenklasse! Wir bestimmen selbst, was wir lernen wollen!
Schluss mit dem 3-gliedrigen Schulsystem! Eine Schule für alle und
Abschaffung aller Privatschulen!
Für  den  Aufbau  einer  Schüler_Innengewerkschaft  und  ein  volles
Streikrecht für Schüler_Innen, damit wir Verbesserungen erkämpfen
können!

Die Forderungen von SMA sind nur der Ausgangspunkt, von dem aus wir uns
Fragen müssen, in wessen Schulen wir eigentlich lernen. Es sind unsere
Schulen,  denn  es  sind  wir  und  nicht  Bettina  Stark-Watzinger
(Bildungsministerin),  die  unter  zu  großen  Klassen  leiden.  Es  sind  wir
Schüler_ Innen,  Lehrer_ Innen,  Soz ia larbe i ter_ Innen  und
Schulpsycholog_Innen,  die  diese  Bildungskrise  ausbaden  müssen.  Dann
sollten wir doch auch darüber entscheiden können, wie viele Schüler_Innen
in  e iner  Klasse  erträgl ich  s ind.  Wir  wol len  n icht  in  e inem
Geschichtsunterricht sitzen, in dem einfach nicht über deutschen Kolonien
gesprochen wird.  Wir  wollen  im Sexualkundeunterricht  auch etwas  über
nicht-heterosexuellen Sex lernen. Wir wollen an einem Ort lernen, den wir
auch selbst gestalten dürfen. Und das zusammen mit unseren Friends, auch



wenn ihre Eltern Toiletten putzen oder kein Deutsch sprechen.

Dafür gehen wir nicht nur selbst zum SMA-Aktionstag, sondern fordern alle
linken Jugendorganisationen von Solid,  den Jusos,  bis  hin  zur  SDAJ  und
Young Struggle auf, sich daran zu beteiligen. Und zwar nicht nur symbolisch
mit Fahne, sondern durch die Mobilisierung der kompletten Basis. Die von
SMA geforderte Bildungskonferenz bietet einen wichtigen Ansatzpunkt, an
dem wir unsere Forderungen miteinander diskutieren und weitere Aktionen
gemeinsam planen können. Ebenso gilt es den Schüler_Innenprotest mit dem
Protest  der  Lehrer_Innen  zu  verbinden.  In  Berlin  streiken  Lehrer_Innen
bereits  seit  über einem Jahr für  kleinere Klassen und einen Tarifvertrag
Gesundheitsschutz.  Diesen Kampf  gilt  es  durch eine  Unterstützung ihrer
Streiks gemeinsam zu führen und außerhalb Berlins durch Diskussionen mit
der GEW auszuweiten. Ebenso wird im Oktober in der Tarifrunde der Länder
über die Höhe des Lehrer_Innenlohns verhandelt. Auch bei diesen Streiks im
gesamten Bundesgebiet braucht es unsere Solidarität und unsere Initiative,
um  weitere  Aspekte  der  Bildungskrise  und  eine  volle  Ausfinanzierung
unserer Schulen in die Debatte zu tragen. Darüber hinaus gilt es den Protest
gegen  die  Bildungskrise  mit  den  aktuellen  Bewegungen  rund  um  die
Klimakrise  zu  verbinden,  denn  betreffen  tun  uns  beide  und  ihre
kapitalistische Ursache ist dieselbe! Lasst uns gemeinsam für eine Zukunft
kämpfen, in der die Schulen uns gehören!

Was  und  wie  wir  lernen,
entscheiden wir!
Von Isma Johnson

Die Schule ist für die meisten ganz schön ätzend. Das liegt auch daran, dass
wir  Schüler_Innen  kaum  mitbestimmen  können,  welche  Inhalte  und
Fähigkeiten  wir  dort  lernen.  Stattdessen  wird  in  den  Lehrplänen  alles
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aufgeschrieben, was in der gesamten Schulzeit unterrichtet werden soll, und
wir werden anschließend gezwungen, das alles irgendwie in 12 bis 13 Jahren
Schule  zu  schaffen.  Aber  warum  dürfen  wir  daran  eigentlich  nicht
mitbestimmen  und  wer  hat  aktuell  Kontrolle  über  die  Lehrpläne?

Das  sind  die  Ministerien  für  Bildung  in  den  einzelnen  Bundesländern,
zusammen mit  (unter  anderem)  Vertreter_Innen der  Wirtschaft,  also  des
Kapitals. Diese sollen Lehrpläne entwerfen, die uns möglichst gut auf die
Arbeit  vorbereiten.  Und obwohl  das  sinnvoll  klingt,  liegt  genau hier  das
Problem. Die Arbeitswelt im Kapitalismus wird nämlich von Kapitalist_Innen
bestimmt, für die die Arbeitenden die Profite erarbeiten. Eine Vorbereitung
auf diese Tätigkeit ist also nichts anderes als die Vorbereitung darauf, von
Kapitalist_Innen  kontrolliert  und  ausgebeutet  zu  werden.  Die
Arbeiter_Innenklasse  soll  also  im  Bildungssystem  auf  ihre  Aufgaben
vorbereitet  werden.  Auf  diese  Fähigkeiten  von  Arbeiter_Innen  sind
Kapitalist_Innen unbedingt angewiesen, ihnen diese beizubringen ist  aber
ziemlich teuer. Daher profitieren Kapitalist_Innen doppelt, wenn der Staat
das Bildungswesen übernimmt.

Wir  müssen  uns  also  durch  einen  Lehrplan  durchquälen,  der  für  die
Kapitalist_Innen – nicht für uns und unser Leben – ideal sein soll. Hier wird
immer  vorgezogen,  was  für  verschiedene  Berufe  mit  verschiedenen
Anforderungen verwertbar ist, wie zum Beispiel Informatik, die zunehmend
unterrichtet und in Lehrpläne einbezogen wird, weil sie auch fürs Arbeiten
wichtiger wird.  Was wir fürs Leben brauchen – zum Beispiel  Konsens in
Sexualkunde,  psychische  Gesundheit  oder  echte  demokratische
Mitbestimmung – fällt  hinten runter.  Im Großen und Ganzen müssen wir
einen Unterricht aushalten, der so langweilig, autoritär und ungerecht ist,
dass wir auf die Hierarchien der Lohnarbeit eingestellt werden. Es zeigt sich:
Solange  es  eine  gute  Arbeiter_Innenklasse  produziert,  ist  es  dem
Schulsystem völlig egal, ob es uns psychisch krank und konstant gestresst
macht oder sonst wie auf‘s Leben vorbereitet. 

Aber geht es anders?

Deshalb lohnt es sich den Ministerien und “Expert_Innen für Wirtschaft” die



Kontrolle  über  unsere  Lehrpläne  zu  nehmen  und  den  Einfluss  der
Kapitalist_Innen  zu  hinterfragen.  Sie  sind  nicht  von  uns  gewählt,  sie
repräsentieren uns nicht und arbeiten offensichtlich auch nicht zu unserem
Besten.  Stattdessen müssen wir  die  Macht  über  unsere Schulen für  uns
selbst  beanspruchen,  also  für  alle  die  tatsächlich  in  die  Schule  gehen:
Schüler_Innen, Lehrer_Innen und an der Schule Beschäftigte.  Gemeinsam
könnten  wir  ausarbeiten,  was  für  uns  und  die  Gesellschaft  wichtige
Fähigkeiten und Themen sind, was wir lernen sollten und was wir lernen
wollen.  Da  die  Schule  aber  eben  nicht  losgelöst  von  der  Arbeitswelt
funktioniert,  können  wir  beginnen,  die  Frage  nach  Kontrolle  in  unseren
Schulen zu stellen, müssen sie aber auch weitertragen. Denn solange wir im
Kapitalismus leben, wird auch die Schule ihren Klassencharakter behalten,
unter  kapitalistischem Einfluss  stehen.  Aus  diesem Grund  bedeutet  eine
konsequente demokratische Kontrolle über die Lehrpläne auch eine Schule
gegen den Kapitalismus und ist ein Ausgangspunkt, um diese einzufordern.

Was könnte das bedeuten, eine nicht kapitalistische, sozialistische Schule?
Wir könnten sie grundsätzlich anders gestalten: Schule könnte die Interessen
und Talente der einzelnen Lernenden fordern und der Unterricht müsste
nicht  frontal  und  autoritär  gestaltet  sein,  sondern  kann  den  Raum  für
eigenständige Entfaltung geben. Dabei könnten Lehrer_Innen unterstützen,
anstatt autoritär und durch Frontalunterricht vorzugeben, was wir zu tun
und zu lernen haben. Leistungsterror und Notendruck könnten ein absurdes,
realitätsfernes Konzept werden, wodurch sich die psychische Gesundheit der
Lernenden wahrscheinlich deutlich verbessern würde. Wir müssten nicht für
uns  allein  stehen,  uns  durchkämpfen  und  individuell  bewertet  werden,
sondern könnten lernen, Aufgaben gemeinsam, kreativ und demokratisch zu
lösen. Im Prozess könnten wir außerdem lernen, gemeinsam demokratische
Entscheidungen  so  zu  treffen,  wie  es  auch  im  Rest  der  Gesellschaft
notwendig  ist.  Wenn  Schulen  nicht  mehr  alles  auf  kapitalistischer
Verwertungslogik aufbauen müssten, dann könnten sie nicht nur schöne und
freie  Orte  sein,  sondern  auch  mündige  und  eigenständige  Menschen
ausbilden.

Das mag jetzt utopisch und weit weg klingen und das ist es auch. Es ist aber



nicht unmöglich: Der erste Schritt  auf diesem Weg zu einer gerechteren
Schule  ist  die  Forderung  nach  einer  demokratischen  Kontrolle  über  die
Lehrpläne! Diese können wir nur gemeinsam mit unseren Lehrkräften und
allen in der Schule Beschäftigten durchsetzen. Das bedeutet einerseits, dass
wir  ihre Kämpfe in  den Gewerkschaften unterstützen und die  Frage der
Lehrpläne  in  diese  hineintragen.  Andererseits  müssen  wir  unsere
Mitschüler_Innen  überzeugen,  sich  diesem  Kampf  anzuschließen:  In
eigenständigen  Komitees  können  wir  gemeinsam  und  demokratisch
entscheiden,  wie  wir  es  schaffen,  die  Schüler_Innenschaft  unserer  und
anderer Schulen, hinter dieser Forderung zu versammeln: Kundgebungen,
Flyer, Podiumsdiskussionen können ein guter Anfang sein. Gemeinsam mit
den Lehrkräften haben wir dann die Macht, in einem Streik den gesamten
Schulalltag  lahmzulegen  und  die  Herrschenden können uns  nicht  länger
ignorieren.  Lasst  uns  also  gemeinsam  Widerstand  an  unseren  Schulen
organisieren  und  kapitalistischen  Leistungsterror  ein  für  alle  Mal  vom
Lehrplan streichen!

Interview  zu  Klimaaktivismus
mit  Cosmo,  Aktivistin bei  „End
Fossil“  Göttingen  und  der
„Letzten Generation“
Spätestens  nach  der  letzten  Razzia  bei  der  „Letzten  Generation“  und
Beschlagnahmung  der  Spendenkonten  sowie  dem  drohenden
Organisationsverbot durch den §129 sollte uns bewusst sein, dass der Angriff
gegen Klimaaktivismus in die nächste Runde geht.
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Schüler_Innen und Lehrer_Innen
zusammen: Gemeinsamer Streik
für kleinere Klassen!
April 2023, REVOLUTION-Zeitung April/Mai 2023

Besser lernen in kleinen Klassen
Seit  über  einem  Jahr  kämpfen  die  Berliner  Lehrer_Innen  der
Lehrer_Innengewerkschaft  „Erziehung  und  Wissenschaft“  (kurz  GEW)  in
bisher 11 Warnstreiktagen dafür, dass kleinere Klassen in einem Tarifvertrag
festgeschrieben werden (Tarifvertrag Gesundheit: kurz TV-G). Noch immer
gibt  es  nicht  einmal  ein  Gesprächsangebot  seitens  des  grünen  Berliner
Finanzsenators  Daniel  Wesener.  Dabei  heißt  eine  Verkleinerung  der
Klassengrößen für Lehrkräfte: weniger Stress und Arbeitsbelastung. Für uns
heißt  das:  besser  Lernen,  mehr  Zeit  und  weniger  genervte  Burn-Out-
Mathelehrer. In kleineren Klassen erleben wir weniger Konkurrenzdruck und
bekommen mehr Übungszeit,  mehr Ruhe und mehr Aufmerksamkeit.  Wer
kennt nicht diese krasse Angst vor über 30 Leuten in der Klasse zu sprechen
und kann sich vorstellen, wie viel entspannter es sein könnte, wenn da nur
die Hälfte sitzt? Viele von uns erinnern sich noch daran, wie angenehm es
während der Phase des Wechselunterrichts im Corona-Lockdown war, nur
mit der halben Lerngruppe unterrichtet zu werden.

Zuletzt hat die GEW Berlin deshalb 4000 Lehrer_Innen 2 Tage lang auf die
Straße  gebracht,  viele  Schulen  waren  dicht.  Schüler_Innen,  die  bei  uns
organisiert  sind,  haben  diese  Gelegenheit  genutzt.  Wir  sind  auf  die
Streikversammlungen  gegangen  und  haben  mit  den  streikenden
Lehrer_Innen  über  die  Perspektive  ihres  Tarifkampfes  und  wie  wir
gemeinsam kämpfen können, diskutiert. Wir haben dazu auch eine Rede auf

https://onesolutionrevolution.de/schueler_innen-und-lehrer_innen-zusammen-gemeinsamer-streik-fuer-kleinere-klassen/
https://onesolutionrevolution.de/schueler_innen-und-lehrer_innen-zusammen-gemeinsamer-streik-fuer-kleinere-klassen/
https://onesolutionrevolution.de/schueler_innen-und-lehrer_innen-zusammen-gemeinsamer-streik-fuer-kleinere-klassen/


der Streikdemonstration gehalten. Einige von uns haben auch ein kleines
Solidaritätsflugblatt geschrieben und es den Lehrer_Innen ins Fach gelegt.
An einer Schule haben wir auf einer Sitzung der Schüler_Innenvertretung
eine gemeinsame Erklärung verabschiedet, dass der Lehrer_Innenstreik von
uns Schüler_Innen unterstützt wird. Es gibt also viele Wege, wie wir uns
solidarisch zeigen können.

Es geht um mehr!
Bald  stehen  in  Berlin  die  Abiturprüfungen  an  und  diese  drohen  die
Streikbewegung massiv zu schwächen, denn viele streikende Lehrer_Innen
halten dem moralischen Druck nicht stand, „ihre Schülis im Stich zu lassen“.
Umso  wichtiger  ist  es,  dass  wir  ihnen  zeigen:  Macht  weiter!  Die  paar
ausgefallenen Stunden sind Nichts im Vergleich zu dieser katastrophalen
Situation,  die  von  den  Politiker_Innen  „Unterricht“  genannt  wird  und
Prüfungen lassen sich auch immer verschieben. Es geht hier um mehr als um
einen  Tarifvertrag.  In  ganz  Deutschland  herrscht  ein  riesengroßer
Personalmangel  an  den  Schulen.  Bis  2030  sind  über  100.000
Lehrer_Innenstellen unbesetzt. Nun stellt sich die Frage, wer diesen Mangel
ausgleichen muss. Ist es der Staat, der endlich mal Geld für Bildung statt für
Rüstung in die Hand nimmt und mehr Lehramtsstudiumsplätze schafft, den
NC dafür abschafft und die Arbeitsbedingungen an den Schulen verbessert?
Oder sind es wir und die Lehrer_Innen, die im Falle der Lehrer_Innen mehr
belastet werden und in unserem Fall eine schlechtere (und ungerechtere)
Bildung erhalten? Die KMK (die Konferenz der Bildungsminister_Innen aller
16  Bundesländer)  fordert  zur  Bekämpfung  des  Lehrer_Innenmangels  die
Klassen zu vergrößern, das wöchentliche Stundendeputat der Lehrer_Innen
zu erhöhen, pensionierte Lehrer_Innen aus dem Ruhestand zurückzuhalten
und  mehr  Online-Unterricht  einzuführen,  damit  eine  Lehrkraft  mehrere
Klassen gleichzeitig unterrichten kann.  In Sachsen-Anhalt  wurden bereits
Teile davon umgesetzt. Hier müssen die Lehrer_Innen 1 Unterrichtsstunde
mehr unterrichten und der Freitag findet bereits  online statt.  Auch wird
diskutiert, ein paar „unwichtige“ Fächer wie Kunst, Musik, Sport, Politik,
Geschichte oder Ethik einfach wegzusparen.



Wie in jedem Tarifkampf geht es also darum, ob sich die Interessen des
Kapitals oder der Beschäftigten durchsetzen. Der Widerspruch zwischen den
Klasseninteressen wird dabei umso größer, je mehr sich die globale Krise
verschärft. Angesichts des Krieges und der Wirtschaftskrise holt das Kapital
also  überall  auf  der  Welt  zum  Angriff  gegen  uns  Jugendliche  und
Lohnabhängige aus. Erst kamen die unzureichenden Einmalzahlungen statt
Lohnerhöhungen  in  der  Metall-  und  Elektroindustrie,  dann  Lauterbachs
miese  Krankenhausreform  im  Gesundheitssektor,  dann  wird  über  die
Einschränkung des Streikrechts diskutiert und nun kommt die KMK und will,
dass Lehrer_Innen und Schüler_Innen die jahrzehntelange Unterfinanzierung
des Bildungssystems ausbaden. Es geht bei dem Kampf um den TV-G also
zum einen darum, unsere Lernbedingungen ganz konkret zu verbessern, zum
anderen aber auch darum, sich der schrittweisen Angriffswelle des Kapitals
auf das Bildungs-, Sozial- und Gesundheitswesen zu widersetzen.

Vom Warnstreik  zum Erzwingungsstreik  zur
bundesweiten Streikwelle!
Bisher hat der Berliner Finanzsenator die Forderungen der GEW einfach
ignoriert. Auch wenn die Gewerkschaft die Anzahl der Warnstreiktage nun
auf 2 hintereinander folgende Tage erhöht hat,  wird das noch nicht den
nötigen  Druck  erzeugen,  den  es  braucht,  um  einen  Tarifvertrag  zu
erkämpfen. Es gibt nur einen Weg zum Erfolg und das ist ein unbefristeter
Erzwingungsstreik, so wie es die junge GEW Berlin fordert. Das ist ein Streik,
der nicht nur auf einen Tag angelegt ist, sondern so lange dauert, bis das Ziel
erreicht  ist.  Diese  Forderung  muss  in  die  Streikversammlungen
hineingetragen werden,  sodass die Gewerkschaftsführung gar nicht  mehr
anders  kann,  als  eine  Urabstimmung  über  den  Erzwingungsstreik
einzuleiten. Gleichzeitig muss die GEW, die nicht nur Lehrer_Innen, sondern
auch  Erzieher_Innen  organisiert,  auch  die  Kitabeschäftigten  und
Sozialarbeiter_Innen zum Streik aufrufen. In ihren Einrichtungen sieht der
Betreuungsschlüssel oft noch katastrophaler als in den Schulen aus und sie
bekommen sogar noch viel weniger Geld für ihre harte Arbeit. Gemeinsam
wird der Druck auf den Berliner Senat unerträglich hoch werden, wenn nicht
nur die Schulen, sondern auch Kitas und Jugendclubs dicht sind. Ebenso



streikt gerade nicht nur die GEW, sondern es finden auch die Streiks im
Öffentlichen Dienst (TV-ÖD) statt. Die Basis der Streikbewegungen muss für
gemeinsame Streiktage eintreten.

Doch auch außerhalb Berlins sieht die Situation ähnlich oder sogar noch
schlimmer  aus.  Der  Kampf  für  kleinere  Klassen  muss  deshalb  über  die
Berliner  Stadtgrenzen  hinausgetragen  werden.  Außerdem  kann  der
Arbeitgeber_Innenverband  der  Lehrer_Innen  (die  „Tarifgemeinschaft  der
Länder“) dann auch nicht mehr damit drohen, Berlin rauszuschmeißen, wenn
auch in  anderen Bundesländern gestreikt  wird.  In  Hamburg und Baden-
Württemberg  haben  wir  bereits  erste  Initiativen  für  Tarifverträge  für
kleinere Klassen angestoßen.  Wenn es  im September zur  Tarifrunde der
Länder (TV-L) kommt, gilt es, die Forderungen nach kleinen Klassen und
einem tarifvertraglich geregelten Betreuungs- und Pflegeschlüssel mit in den
Tarifvertrag aufzunehmen. Fragt eure Lehrer_Innen, ob sie in der GEW sind,
ob sie schon etwas von den 11 Streiks für kleinere Klassen in Berlin gehört
haben und ob sie  diese Idee nicht  auch mal  in  ihren GEW-Kreis  oder  -
bezirksverband tragen wollen.  Diskutiert  mit  euren Mitschüler_Innen und
tragt die Forderung nach kleineren Klassen in eure Schulen!

Jugend  und
Queerunterdrückung  – Wie AfD
und  Co.  den  Diskurs
vereinnahmen
von Lia Malinovski, Mai 2023, REVOLUTION-Zeitung April/Mai 2023

Queerfeindlichkeit  ist  ein  bekanntes  Problem  in  allen  Bereichen  der
Gesellschaft: Ob am Arbeitsplatz, in der Familie oder in der Schule, queere
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Jugendliche erleben überall  Diskriminierung und Unterdrückung aufgrund
ihrer Sexualität oder der Geschlechtsidentität. In der Schule zeigt sich das
besonders daran, dass trans- und homofeindliche „Witze“ zum Alltag gehören
und  es  in  der  Regel  keine  Strukturen  zur  Aufarbeitung  von
Queerfeindlichkeit gibt. Aber es ist auch strukturell verankert: Obwohl es
rechtlich möglich wäre, wird eine Namensänderung maximal im Unterricht
geduldet, auf Zeugnissen, Klassenlisten und so weiter wird es aber nicht
gemacht. Das heißt, trans Jugendliche sind gezwungen, auf jedem offiziellen
Dokument in der Schule ihren Deadname (=veralteter, „toter“ Name, der
nicht  mehr  verwendet  wird)  anzugeben oder  zu  lesen.  Auch die  viel  zu
großen Klassen sorgen für stärkeren Druck und Stress beim „outen“ oder
beim Tragen  von  bspw.  femininer  Kleidung,  wenn man transfeminin  ist.
Daraus resultiert, dass viele sich gar nicht erst trauen, sich so zu zeigen, wie
sie sind. Die psychischen und sozialen Folgen sind katastrophal. Deswegen
wollen  wir  uns  mit  den  lautesten  Treiber_Innen  der  Queerfeindlichkeit
auseinandersetzen: Der politischen Rechten.

Transunterdrückung und die politische Rechte
Denn  obwohl  die  Lage  an  den  Schulen  katastrophal  ist,  wie  oben
beschrieben, veranstalten AfD und Co eine Hetze gegen die vermeintlich
progressive  Politik  an  den  Schulen:  Sie  finden  es  falsch,  dass  im
Sexualunterricht – wenn überhaupt – Homosexualität thematisiert wird. Sie
argumentieren mit dem Kinderschutz, solche Themen würden „Jugendliche
verwirren“ oder seien „ideologische Instrumentalisierung“. Ihr Wahlspruch
„Deutschland – aber normal!“ verdeutlicht, worum es ihnen geht: Sie wollen
alles,  was  nicht  cis  und  hetero  ist  als  „unnormal“  oder  „komisch“
verunglimpfen und ein Deutschland ohne queere Personen aufbauen. Dabei
versuchen  sie  mittels  des  „Schutzes  der  Kinder“  den  Diskurs  zu
emotionalisieren  und  ein  Kampffeld  heraufzubeschwören,  mit  dem  sie
polarisieren können. Denn diese Polarisierung ist feste Strategie der AfD und
anderer rechter Parteien und Organisationen.



Wen sprechen sie damit an?
Dabei propagieren sie ein binäres und angeblich naturgegebenes Rollenbild
vom „starken Mann“ und der „Hausfrau“.  Diese Binarität wird von trans
Personen  durch  ihre  reine  Existenz  infrage  gestellt.  Denn  ein
„Geschlechtswechsel“,  wie es oft  genannt wird, widerspricht einer klaren
Binärität und nimmt den Rollenbildern das „natürliche“.  Sie sprechen mit
diesem Thema besonders Männer an, die um ihre Stellung in der Gesellschaft
fürchten,  oder  Radikalfeminist_Innen,  die  auf  die  Hetze von Medien und
rechten Parteien aufspringen und so die Binärität als ideologische Grundlage
kapitalistischer Frauenunterdrückung aufrechterhalten. Die Grundlage der
Frauenunterdrückung ist die Pflicht zur sogenannten Hausarbeit und dies ist
im  Kapitalismus  unumgänglich,  denn  der  Staat  und  die  Kapitalist_Innen
wollen möglichst wenig dafür zahlen, weshalb es Privatsache sein soll. Mit
dem Beginn der Klassengesellschaften hat sich diese Aufteilung der Arbeit in
die  „Hausfrau“  und  den  „arbeitenden  Mann“  entwickelt,  die  mit  der
Propagierung der Binärität und der biologischen Unterschiede ideologisch
begründet wurde. Von dieser Aufteilung profitieren vor allem Männer, die in
ihrer gesellschaftlichen Stellung über Frauen stehen. So erklärt sich auch,
wieso viele Männer, die um ihre Stellung fürchten, sich antifeministischer
und transfeindlicher Ideologie annähern.

Radikalfeminist_Innen werden vor allem durch eine Instrumentalisierung von
Frauenunterdrückung angesprochen. Denn wie sie, zeichnen auch AfD und
Co  ein  Bild  von  trans  Personen,  vor  allem  trans  Frauen,  das  sie  als
„Vergewaltiger“  und  „Männer  in  Kleidern“  darstellt.  So  wird  der  Kampf
gegen  Sexismus  von  den  Ursachen  (in  letzter  Konsequenz  das
Privateigentum an Produktionsmitteln) weggelenkt und zu einem kulturellen
Kampf  umgewandelt.  Dieses  Bild  wird  oft  in  Filmen  und  Serien,  in
Berichterstattungen  und  durch  Ideologien  wie  dem  Radikalfeminismus
gezeichnet.  Es  spricht  trans  Personen  direkt  ihre  Existenz  ab.

Die Frage, warum die Rechten die Transfeindlichkeit momentan so in den
Vordergrund  stellen,  ist  schwierig  eindeutig  zu  beantworten.  Aber
wahrscheinlich ist, dass sie damit polarisieren wollen und sich als Alternative
zum „Mainstream“ präsentieren wollen. Eine Strategie, die wir schon aus



dem  „Flüchtlingsdiskurs“  kennen,  und  mit  der  die  AfD  bislang  sehr
erfolgreich war. Zudem können sie so den Kampf gegen Unterdrückung und
Krisen zu einem ideologischen Kampf gegen andere unterdrückte Gruppen
umwandeln.

Rollback in den USA
In  Tennessee  und  West-Virginia  (USA)  wurden  kürzlich  erst  Gesetze
verabschiedet, die trans Personen in ihrer Existenz kriminalisieren und somit
zwingen,  wieder  gemäß  ihrem  biologischen  Geschlecht  erscheinen  zu
müssen. Konkret kriminalisiert das Gesetz eigentlich „Crossdressen“ (Bspw.
Als  Mann  weibliche  Kleidung  tragen)  in  der  Anwesenheit  von
Minderjährigen,  wobei  dabei  die  Geschlechtsidentität  von  außen
angenommen werden muss.  In der Praxis würde es eben bedeuten, dass
Personen,  die  bspw.  männlich  gelesen  werden,  aber  ein  feminines
Erscheinungsbild haben, nicht mehr in die Nähe von Minderjährigen dürfen,
sich also quasi nicht aus dem Haus bewegen können.

Es ist einer der härtesten Rollbacks, die trans Personen in den letzten Jahren
erleben  mussten.  Dazu  kommen  in  vielen  weiteren  Staaten  der  USA
Diskussionen  oder  sogar  schon  geplante  Gesetze,  die  medizinische
Maßnahmen  zur  Geschlechtsangleichung  für  Kinder  und  Jugendliche
verbieten wollen. Dabei kann man Parallelen zu den Argumentationen der
rechten  Kräfte  in  Deutschland  sehen:  In  beiden  Fällen  wird  mit  dem
Kinderschutz argumentiert, in beiden Fällen bedeutet es Bevormundung von
Jugendlichen.  Außerdem  festigen  sie  bestehende  Rollenbilder  und  die
Binärität, denn ab wann von „Crossdressing“ gesprochen werden kann, liegt
im betrachtenden Auge. Wer weiß, vielleicht sind in Zukunft lange Haare bei
Männern wieder verpönt bis kriminell? Eine Vermutung, die das Ausmaß
aber beschreibt, denn rechtlich könnte es funktionieren.

Was können wir jetzt tun…



…an der Schule?
Der Kampf für Verbesserungen muss verschiedene Ebenen umfassen. An der
Schule  liegt  dabei  der  Fokus  auf  Strukturen  zur  Aufarbeitung  und
Bekämpfung  von  Queerfeindlichkeit  und  queerfeindlicher  Gewalt,  sowie
Erleichterung von Coming-Outs und der einfachen Änderung von Namen auf
Zeugnissen,  offiziellen  Dokumenten  und  in  der  Klasse.  Dabei  können
folgende  Forderungen  einen  Weg  in  die  richtige  Richtung  weisen:

Gegen  falsche  Bilder  von  Trans-  und  queeren  Identitäten  helfen
Aufklärung und Behandlung des Themas im Unterricht, gestaltet von
Organisationen, die sich mit Trans(-feindlichkeit) beschäftigen, wie
bspw. Das Magnus Hirschfeld Zentrum in Hamburg!
Gegen Stress und Druck beim Coming-Out helfen kleinere Klassen!
Für die Möglichkeit, sich frei zu entfalten und das, ohne Angst haben
zu müssen, dafür diskriminiert zu werden!
Für  die  Möglichkeit,  den  Namen  und  Geschlechtseintrag  in  der
Schule einfach und unbürokratisch zu ändern!
Für  Antidiskriminierungsstellen,  an  die  sich  Betroffene  wenden
können,  kontrolliert  von  Betroffenen!  Für  organisierte
Selbstverteidigung  gegen  rechte  Übergriffe  und  queerfeindliche
Gewalt!
Für Schüler_Innenausschüsse, die den persönlichen Kampf auf eine
politische  Ebene  führen!  Statt  Vereinzelung  braucht  es  den
gemeinsamen  Kampf,  denn  es  sind  strukturelle  Probleme,  die
individuelles  Verhalten  beeinflussen  und  in  Teilen  darauf
zurückzuführen  sind!

…in der Arbeiter_Innenbewegung?
Auch  in  der  Arbeiter_Innenbewegung  ist  Queerfeindlichkeit  ein  großes
Problem. Es braucht  das Recht  auf  Caucusse,  damit  sich Betroffene von
Diskriminierung zusammentun können und gemeinsam die Probleme in der
Gewerkschaft und in der Arbeiter_Innenbewegung anzugehen! Sie müssen



die Möglichkeit haben, bei politischen Entscheidungen eine Empfehlung zu
geben,  Probleme  anzuprangern  und  reaktionäre  Verhaltensweisen  von
Gewerkschaftsmitgliedern  offenzulegen!  Passiert  das,  braucht  es  eine
unabhängige  Untersuchungsstelle,  die  die  Vorwürfe  untersucht  und  der
Gewerkschaft eine Handlungsempfehlung gibt!

…auf staatlicher Ebene?
Das  Thema  staatliche  Queerunterdrückung  ist  in  diesem  Artikel  nicht
thematisiert  worden,  da das  in  einem anderen Artikel  passiert.  Dennoch
wollen wir hier ein paar Forderungen einfließen lassen, die notwendig sind
und im Kampf auch gegen Rechts notwendig sind:

Für  die  Bildung  von  Selbstverteidigungsstrukturen  in  allen
Lebensbereichen,  um  sich  gegen  rechte  Angrif fe  und
Queerfeindlichkeit  zu  wehren!
Für  unkomplizierte  und  unbürokratische  Namens-  und
Personenstandsänderung!  Für  das  Recht  au f  echte
Selbstbestimmung.  Für  den  freien  und  kostenlosen  Zugang  zu
geschlechtsangleichenden Maßnahmen, wie Hormonbehandlung oder
Operationen, sofern das gewollt ist! Gegen den Zwang, medizinische
Maßnahmen zu machen!


